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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

03.11.1994 

Geschäftszahl 

94/18/0682 

Rechtssatz 

Das Aufenthaltsverbot gemäß § 20 Abs 1 FrG 1993 ist zulässig, wenn man berücksichtigt, daß der Fremde die 
ihm zunächst erteilte Berechtigung zum Aufenthalt im Bundesgebiet und die Möglichkeit, erlaubterweise in 
Österreich einer Beschäftigung nachzugehen, durch die rechtsmißbräuchliche Eingehung einer Ehe erreicht hat, 
daß er seine Töchter nach Österreich nachgeholt hat, ohne daß diese die für einen dauernden Aufenthalt im 
Bundesgebiet erforderlichen Sichtvermerke besessen hätten, und schließlich daß er sich selbst seit mehr als zwei 
Jahren unerlaubt im Bundesgebiet aufhält. Im Hinblick darauf sowie unter Bedachtnahme auf die Tatsache, daß 
die Töchter des Fremden nie eine behördliche Bewilligung für ihren Aufenthalt im Bundesgebiet besessen 
haben, kann sich der Fremde nicht darauf berufen, die Erlassung des Aufenthaltsverbotes nach so langer Zeit 
widerspreche "geradezu dem Grundsatz von Treu und Glauben". 


